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1.  Anlass und Rechtsgrundlagen  

Um der steigenden Nachfrage nach Eigenheimstandorten gerecht zu werden sollen in der Gemeinde 
Dahlem zwei Bebauungspläne in unterschiedlichen Planungsstadien realisiert werden (vgl. Abb. 1). 
Dafür ist es erforderlich, potenzielle naturschutzfachliche Konflikte zwischen den Nutzungen 
innerhalb und außerhalb des Gebietes zu ermitteln und unzulässige Beeinträchtigungen zu 
vermeiden. Für beide Gebiete wurden bisher noch keine speziellen Artenschutzuntersuchungen 
durchgeführt. In vorliegendem Gutachten wird der Bebauungsplan „Auf Schieferstein“ betrachtet. 

1.1 Anlass  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Auf Schieferstein“ 

Ziel der 1. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 25 „Auf Schieferstein“ sind Änderungen 
sowie eine kleine Erweiterung am Ortsrand, dessen Geltungsbereich bisher ungenutzt geblieben war, 
nunmehr aber 2020 erschlossen werden soll. Auch hier handelt es sich um die Realisierung eines 
Allgemeinen Wohngebietes mit Einfamilienhäusern mit maximal II-geschossiger Bebauung für etwa 
30 Baugrundstücke. Außerdem soll eine Sonderfläche Hotel eine Erweiterung erfahren. Der 
Geltungsbereich weist eine Größe von rund 4,1 ha auf und umfasst die Flurstücke 32/14, 32/17, 
46/17, 46/23, 46/24, 46/26, 47/76, 47/80, 47/81, 47/82, 48/3, 48/10, 48/78, 48/79, 48/80, 48/81, 
48/93 der Gemarkung Dahlem.  

Im Rahmen der Umsetzung des o.g. Bebauungsplanes konnte eine Betroffenheit von Arten, die unter 
die Schutzbestimmungen des § 44 BNatSchG fallen, nicht von vorneherein ausgeschlossen werden 
(siehe Kap. 1.2). Bei Betrachtung der betroffenen Lebensräume und seiner Strukturen im Plangebiet 
und seinem unmittelbaren Umfeld war ersichtlich, dass Vorkommen von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten von planungsrelevanten Vogel- und Reptilienarten nicht auszuschließen sind. Daher 
wurde im Mai 2019 eine Bestandserfassung der Reptilien beauftragt, um die Existenz 
artenschutzrechtlich relevanter Arten zu überprüfen. Die Ergebnisse dieser Untersuchung wurden 
direkt in das vorliegende Gutachten eingearbeitet. Eine avifaunistische Kartierung war aufgrund der 
späten Beauftragung für das Jahr 2019 nicht mehr möglich, so dass für diese und alle weiteren 
relevanten Artenggruppen lediglich eine Beurteilung aufgrund bereits vorhandener Daten stattfinden 
konnte. Um dennoch verlässliche Aussagen zu erhalten, wurde mit Hilfe von Analogieschlüssen und 
„worst-case-Betrachtungen“ argumentiert, indem stets der ungünstigste Fall angenommen wurde 

(MWEBWV NRW & MKULNV NRW 2010), um so eine ggf. vorhandene artenschutzrechtliche 
Betroffenheit für jede Art dennoch präzise ermitteln zu können. Entsprechende Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich artenschutzrechtlicher Beeinträchtigungen im 
Rahmen einer Artenschutzprüfung der Stufe II werden in vorliegendem Gutachten erarbeitet. 

1.2 Rechtsgrundlagen  

§ 44 des BNatSchG enthält Schutzbestimmungen für bestimmte Tier- und Pflanzenarten. Diese gelten 
für Pflanzen- und Tierarten, die nach § 7 BNatSchG besonders und/oder streng geschützt sind, und 
zwar sowohl für die Individuen bzw. Populationen der Arten als auch für ihre Lebensräume bzw. 
wichtige Bestandteile der Lebensräume.  

Eingriffe in Natur und Landschaft bedürfen einer Überprüfung artenschutzrechtlicher Belange, wenn 
eine Betroffenheit bestimmter geschützter Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und 
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wildlebende Vogelarten) nicht von vorneherein auszuschließen ist (siehe hier-zu auch Kapitel 1.2). Zu 
prüfen sind dabei die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG, nach denen eine Tötung oder 
Verletzung von Individuen artenschutzrechtlich relevanter Arten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), eine 
erhebliche Störung der Lokalpopulation (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) sowie eine Zerstörung der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) verboten sind. Nähere Bestimmungen 
zu Eingriffen im Falle der Betroffenheit der Fortpflanzungs- und Ruhestätten und im Hinblick auf 
damit verbundene Tötungen von Individuen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten finden sich in 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG (Kap. 1.2.1). Die Anforderungen des Artenschutzes sind in der Verwaltungs-
vorschrift des Landes NRW zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der 
Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder 
Zulassungsverfahren näher beschrieben (VV-Artenschutz, MKULNV 2016).  

Grundlage der Artenschutzprüfung sind die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG, wonach 
es nicht zu einer Tötung oder Verletzung von Individuen artenschutzrechtlich relevanter Arten (§ 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), zu einer erheblichen Störung (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) oder zu einer 
Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) dieser Arten kommen 
darf. Bei zulässigen Eingriffen gelten hinsichtlich der Tötung von Individuen und Zerstörung der 
Fortpflanzungs-/Ruhestätten ergänzende Vorgaben des § 44 Abs. 5 BNatSchG (siehe nachfolgendes 
Kapitel). Im Falle eines Verstoßes gegen ein Zugriffsverbot darf das Vorhaben dennoch zugelassen 
werden, wenn entsprechend der Vorgaben von § 45 Abs. 7 BNatSchG die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung vorliegen.  

Für die Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG sind zunächst sämtliche Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie sowie sämtliche wildlebende Vogelarten relevant, darunter auch Arten, die in 
Nordrhein-Westfalen nur als Irrgäste oder sporadische Zuwanderer auftreten sowie (bei den 
Vogelarten) häufige, verbreitete und ungefährdete Arten, die einen günstigen Erhaltungszustand 
haben. Aus diesem Grund wurde für Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachlich begründete 
Auswahl von Arten getroffen, die in einer Artenschutzprüfung einzeln zu bearbeiten sind 
(planungsrelevante Arten, vgl. KIEL 2005). Im Falle der nicht planungsrelevanten Arten (z.B. 
ungefährdeten Vogelarten) kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass keine 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten, sofern eingriffsbedingte Tötungen 
vermieden werden, so dass Einzelbetrachtungen nicht erforderlich sind (vgl. MUNLV 2010).  

Die Vorgaben der §§ 44 und 45 BNatSchG werden im Folgenden näher erläutert.  

 

1.2.1 Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)  

Die artenschutzrechtlichen Regelungen des BNatSchG finden sich in § 44 mit den dort dargestellten 
Verboten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1.  wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu 
 töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer 
Art verschlechtert,  
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3.  Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur  
 zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungs-formen aus der Natur zu 
 entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.  

In § 44 Absatz 5 BNatSchG werden die Zugriffsverbote für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in 
Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG (z.B. bei  
Aufstellung eines Bebauungsplans) eingeschränkt:  

(5) Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Absatz 2 
Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und 
Vermarktungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 
92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer 
Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des 
Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild 
lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion 
der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV 
Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind 
andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder 
Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.  

Die Frage, ob die ökologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt wird, ist Einzelfall bezogen zu prüfen. Die ökologische Funktion im 
Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG kann ggf. auch durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) sichergestellt werden.  

Für die Bewertung des Störungstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist maßgeblich, ob die 
Störwirkungen erheblich für die Lokalpopulation der betroffenen Art sind, d.h. ob sie zu einer 
Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Lokalpopulation führen können.  

Falls ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG eintritt, 
ist ein Ausnahmeverfahren nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich, um ein Vorhaben dennoch 
zulassen zu können. Demnach müssen folgende Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung kumulativ erfüllt sein:  

•  Vorliegen von zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher 
 sozialer oder wirtschaftlicher Art,  

•  Fehlen einer zumutbaren Alternative und  
•  keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Populationen einer Art bzw. (Art des Anhangs IV 

FFH-RL) keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes.  

 
 

1.2.2 Begriffsdefinitionen  

Die in § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG verwendeten Begriffe werden im Folgenden unter 
Berücksichtigung europarechtlicher Vorgaben und neuerer Gerichtsentscheidungen näher erläutert.  

Tötungen von Tieren können grundsätzlich baubedingt sowie betriebsbedingt eintreten 
(betriebsbedingt z.B. bei Straßen). Unvermeidbare baubedingte Tierverluste im Zusammenhang mit 
der Beseitigung von Fortpflanzungs-/Ruhestätten verstoßen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG bei Planungs- 
und Zulassungsverfahren nicht gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG, solange die ökologische Funktion der betroffenen Lebensstätten im räumlichen 
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Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Demgegenüber betont das BVerwG u.a. im sog. „Freiberg-
Urteil“ (Urteil vom 14.7.2011 – 9 A 12.10) die Individuen bezogene Ausgestaltung des § 44 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG. Demnach ist von einem Eintreten des Verbotstatbestandes bereits dann auszugehen, 
wenn einzelne Tiere durch eine Maßnahme getötet werden. Bei bestimmten Artengruppen sind 
Maßnahmen möglich, mit denen baubedingte Tötungen vollständig vermieden werden können (z.B. 
Vögel: Inanspruchnahme von Nistbereichen wie bspw. Rodungen nur außerhalb der Brutzeit).  

Betriebsbedingte Tötungen (z.B. an Straßen) verstoßen nicht gegen das Tötungsverbot des § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG, wenn sie dem allgemeinen Lebensrisiko einer Art entsprechen, sehr wohl 
allerdings dann, wenn sich durch das Vorhaben das Tötungsrisiko signifikant erhöht. Dies ist ggf. 
Einzelfall bezogen zu prüfen.  

Bezugsgröße für die Bewertung der „Störung“ ist laut § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG die Lokalpopulation 
der betroffenen Art. Störungen können grundsätzlich durch Beunruhigungen und Scheuchwirkungen 
z.B. infolge von Bewegung, Lärm oder Licht eintreten. Unter das Verbot fallen auch anlagebedingte 
Lebensraumbeeinträchtigungen und Störungen des Lebensraumverbundes, z.B. Silhouetten-
Wirkungen von Bauwerken und Zerschneidungen von Leitstrukturen für Wander-
/Ausbreitungsbewegungen (vgl. MUNLV 2010). Falls Störungen zu einer Aufgabe von Brutplätzen, 
Quartieren oder sonstigen Fortpflanzungs-/Ruhestätte führen, ergeben sich Überschneidungen mit 
dem Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG.  

Einen Verbotstatbestand lösen Störungen aus, die sich erheblich auf die Lokalpopulation auswirken, 
d.h. zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen Art führen. Dies ist der Fall, 
wenn sie sich auf die Überlebenschancen, die Reproduktionsfähigkeit und den Fortpflanzungserfolg 
der Arten auswirken. Die Bewertung der Erheblichkeit einer Störung hängt von Dauer und Zeitpunkt 
der Störwirkung ab, weiterhin auch von der „Empfindlichkeit“ der betroffenen Art und der 
Lokalpopulation. Empfindlichkeiten gegenüber störenden Einflüssen sind zunächst arten- bzw. 
artengruppenbezogen sehr unterschiedlich. Weiterhin hängt die Empfindlichkeit einer 
Lokalpopulation auch von ihrer Größe und dem Verbreitungsbild ab. Wirkungen auf kleine 
Restpopulationen und Vorkommen am Rand des Verbreitungsgebietes führen eher zu erheblichen 
Störungen als Wirkungen auf größere Populationen in zentralen Bereichen des Verbreitungsgebietes 
(vgl. MUNLV 2010).  

Als lokale Population im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann in Anlehnung an § 7 Abs. 2 Nr. 6 
BNatSchG eine Gruppe von Individuen einer Art definiert werden, die eine Fortpflanzungs- oder 
Überdauerungsgemeinschaft bilden und einen zusammenhängenden Lebensraum gemeinsam 
bewohnen. Da Lokalpopulationen in der Praxis kaum nach populationsbiologischen Kriterien definiert 
werden können, müssen alternativ pragmatische Kriterien für die Abgrenzung herangezogen werden. 
So können bei bestimmten Arten mit punktueller bzw. zerstreuter Verbreitung oder mit lokalen 
Dichtezentren kleinräumige Landschaftseinheiten (z.B. Waldgebiete, Grünlandkomplexe, Bachläufe) 
oder Schutzgebiete (NSG, Natura 2000-Gebiet) als Lebensraum einer Lokalpopulation benannt 
werden. Bei Arten mit flächiger Verbreitung kann die Definition anhand von naturräumlichen 
Landschaftseinheiten erfolgen, hilfsweise auch anhand von Verwaltungsgrenzen (Gemeinden, Kreise) 
(MUNLV 2010).  

Zu den Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG gehören alle Bestandteile des 
Lebensraumes, die für die Fortpflanzung benötigt werden, z.B. Balz- und Paarungsplätze, 
Neststandorte, Eiablageplätze, Wurfbaue/-plätze, Wochenstubenquartiere (von Fledermäusen), 
Verpuppungs-/Schlupfplätze (von Libellen, Schmetterlingen) (vgl. des MUNLV 2007, 2010). 
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Ruhestätten sind Bereiche, die von Tieren zum Ruhen, Schlafen oder bei längerer Inaktivität (z.B. 
Überwinterung von Amphibien, Reptilien, Fledermäusen) aufgesucht werden. Hierzu gehören Schlaf-, 
Mauser- und Rastplätze, Sonnplätze oder Winterquartiere.  

Weitere Teilhabitate wie z.B. Nahrungsräume, Flugrouten und Wanderkorridore gehören nicht zu 
den Fortpflanzungs-/Ruhestätten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. Beeinträchtigungen solcher 
Teilhabitate können aber in bestimmten Fällen (wenn es sich um essenzielle Habitatelemente 
handelt) dazu führen, dass Lebensstätten (Brutplätze, Quartiere, etc.) aufgegeben werden bzw. so 
dass keine Reproduktion mehr erfolgen kann. Ein solcher vollständiger Funktionsverlust einer 
Fortpflanzungs-/Ruhestätte erfüllt den Schädigungstatbestand.  

Die Definition der Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist jeweils artbezogen durchzuführen. Dabei 
lassen sich grundsätzlich zwei Fälle unterscheiden, und zwar erstens bei Arten mit relativ kleinen 
Aktionsräumen (z.B. Singvogelarten mit geringen Raumansprüchen) eine Definition unter 
Einbeziehung des weiteren Umfelds des jeweiligen Niststandortes, Eiablageplatzes, Versteckes u.ä. 
(weite Auslegung) sowie zweitens bei Arten mit großem Aktionsraum die Beschränkung auf die als 
Fortpflanzungs-/Ruhestätte genutzte kleinflächige bzw. punktuelle Örtlichkeit (z.B. Horststandort 
einer Greifvogelart, Fledermausquartier) (enge Auslegung) (EU-KOMMISION 2007, MUNLV 2010).  

Hinsichtlich des Schutzes von Fortpflanzungs-/Ruhestätten ist weiterhin zu beachten, dass eine 
Zerstörung einer Lebensstätte außerhalb der Nutzungszeit durch die jeweilige Art den 
Verbotstatbestand nicht erfüllt, wenn es sich um eine nicht standorttreue Art handelt, die ihre 
Lebensstätte ständig wechselt, dass der Verbotstatbestand allerdings sehr wohl erfüllt wird, wenn es 
sich um eine standorttreue Art handelt, die die betroffene Fortpflanzungs-/Ruhestätte regelmäßig 
nutzt bzw. auf die Wiederverwendung der Fortpflanzungsstätte angewiesen ist und keine 
Ausweichmöglichkeit hat (MUNLV 2010).  

Bei der Beschädigung einer Fortpflanzungs-/Ruhestätte kann es sich um eine unmittelbare materielle 
Schädigung eines Nestes, Quartieres o.ä. oder um eine mittelbare Funktionsbeeinträchtigung, etwa 
durch Veränderung abiotischer Faktoren (z.B. Veränderung des Wasserhaushalts mit Auswirkung auf 
die Lebensraumeignung für eine an Feuchtgebiete gebundene Tierart). Entscheidend ist die Frage, ob 
durch die Wirkung die Reproduktion oder die Ruhemöglichkeiten beeinträchtigt werden können 
(MUNLV 2010).  

Die Frage der „Absichtlichkeit“ artenschutzrechtlicher Beeinträchtigungen ist durch den EuGH im so 
genannten „Caretta caretta Urteil“ vom 30.01.2002, Rs. C-103/00 (siehe unter http://curia.europa.eu) 
thematisiert worden. Danach ist eine Handlung dann als absichtlich zu bezeichnen, wenn sie in 
Kenntnis aller Umstände, folglich im Bewusstsein des Vorkommens der geschützten Arten und der 
beeinträchtigenden Wirkung der Handlung vorgenommen wird. Eine unmittelbare Absicht des 
Tötens von Anhang IV – Arten oder der Störung derselben muss nicht vorhanden sein. Das Wissen 
um die voraussichtliche Wirkung des eigenen Handelns im Zusammenhang mit dem ebenfalls 
bekannten Vorkommen von Anhang IV – Arten reicht aus, um dieses als absichtlich zu bezeichnen 
(siehe EU-KOMMISSION 2007). 
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1.2.3 Schussfolgerung  

Ein Vorhaben ist somit unter folgenden Voraussetzungen aus artenschutzrechtlicher Sicht zulässig:  

a. Es entstehen keine Gefährdungen bzw. Beeinträchtigungen prüfrelevanter Arten mit 
artenschutzrechtlicher Relevanz oder  

b. es entstehen Gefährdungen bzw. Beeinträchtigungen mit artenschutzrechtlicher Relevanz, diese 
können aber mit Hilfe geeigneter Maßnahmen vermieden, gemindert oder vorgezogen funktional 
ausgeglichen werden, so dass die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nicht eintreten oder  

c. es verbleiben auch bei Berücksichtigung von Maßnahmen Beeinträchtigungen, die 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände erfüllen. Das Vorhaben erfüllt aber die in § 45 Abs. 7 
BNatSchG formulierten Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung.  

Falls Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG eintreten und die Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG nicht erfüllt sind, ist das 
Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht unzulässig. 

 

2. Beschreibung des Plangebietes  

Der Geltungsbereich des ca. 4,1 ha großen Bebauungsplangebiets Nr. 25 „Auf Schieferstein“ liegt am 
Südoststrand der derzeitigen Bebauung von Dahlem. Er wird südlich von Grünland, westlich von einer 
Kuhweide und östlich von einer Pferdeweide begrenzt. Lage, Abgrenzung und Struktur des 
Plangebietes können der Abbildung 1 entnommen werden. 

 

Abb. 1:  Lage und räumliche Ausdehnung der beiden Bebauungspläne „Auf der Menn“ und „Auf 
Schieferstein“ in der Gemeinde Dahlem.  

Das Plangebiet besteht überwiegend aus Grünland. Eine mäßig intensive bis intensive Nutzung der 
Wiesen überwiegt (Abb. 5-6), kleinere Anteile werden als Kuh- (Abb. 10-11) und Pferdeweiden 
(Abb. 2) genutzt und etwa 0,1 ha bestehen aus Brachland (Abb. 14). Im Süden wird das Gebiet von 
älteren Heckenstrukturen gesäumt: ca. 85 m lange alte Weißdornhecke (Abb. 3-4), ca. 30 m und 55 m 
lange Durchwachserhecken mit einheimischem Strauchgehölz (Roter Hartriegel, Gemeiner 
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Schneeball, Hasel, Heckenrose) sowie Traubeneiche und Rotbuche als „Durchwachser“ (Abb. 7-8). 
Die Pferdeweide im Osten des Gebietes ist von einer ca. 90 m langen und etwa 1,70-1,80 m hohen 
Rotbuchenschnitthecke und etwa 30 m Weißdornschnitthecke mit derselben Höhe gesäumt (Abb. 2). 
Auf dieser Weide stehen zwei einzelne Birken (eine davon mit Dreierstamm) und zwei einzelne 
Weiden. Die eher extensive Kuhweide im Osten fällt terrassenförmig zum Bahnhof hin ab und ist am 
oberen Ende mit Weißdorn und Schlehengebüsch bestanden.  

 

  
Abb. 2: Pferdeweide mit ca. 90 m Rotbuchen- u. ca. 
               30 m Weißdornschnitthecke u. Feldgehölz im  
              Osten des Plangebietes „Auf Schieferstein“. 

Abb. 3: Ca. 85 m lange und ca. 4 m hohe Weißdorn- 
              hecke mit Schwarzem Holunder am Südost- 
              rand. 

  
Abb. 4: Hohe Weißdornhecke, Blick Richtung Westen. Abb. 5: Intensivwiese, Blick Richtung Westen. 

  
Abb. 6: Intensivwiese mit feuchter Binseninsel, Blick 
                Richtung Westen. 

Abb. 7: Ca. 55 m lange Laubstrauchhecke (Hartriegel, 
                Hasel, u.ä.) mit Durchwachsern aus Trauben- 
                eiche, Blick Richtung Osten. 
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Abb. 8: Ca. 30 m lange Laubstrauchhecke mit Durch- 
                wachsern , Blick Richtung Westen. 

Abb. 9: Kleine Brache am Nordrand = Reptilienunter- 
                suchungsfläche. 

  
Abb. 10: Kuhweide im Südwesten, Blick Richtung 
                  Nordosten, im Vordergrund Reptilienunter- 
                  suchungsfläche. 

Abb. 11: Ausgezäunte Reptilienuntersuchungsfläche 
                   auf Kuhweide, Blick Richutung Südwesten. 

 
Aufgrund der Exposition und der vielfältigen Kleinstrukturen wurde auf dieser Weide eine Fläche von 
ca. 0,05 ha als Reptilienuntersuchungsfläche gewählt (Abb. 10-11). Eine kleine Brachfläche von ca. 
0,1 ha wurde ebenso aufgrund ihrer Strukturvielfalt als Reptilienuntersuchungsfläche festgelegt 
(Abb. 9). Auf dieser blüten- und insektenreichen Fläche befinden sich Bretter, Folien, Sägespäne und 
ein alter Anhänger, günstige Versteck- und Thermoregulationsplätze für diese Tiergruppe. 

 

3. Vorgehensweise und Methodik  

3.1 Vorgehensweise und Fragestellung  

Die potentielle artenschutzrechtlich relevante Betroffenheit im Sinne des § 44 BNatSchG wird in 
folgenden Schritten geprüft:  

• Zuerst erfolgt auf Grundlage der Messtischblatt- (MTB-) bezogenen Zusammenstellung 
planungsrelevanter Arten im Informationssystem der Naturschutzverwaltung (@LINFOS, LANUV 
2019) und einer Erfassung der Lebensraumsituation im Betrachtungsraum eine Einschätzung, 
welche prüfrelevanten Arten bzw. Artengruppen im Wirkungsbereich des Vorhabens auftreten 
könnten.  

• Des Weiteren wurden Daten der Biologischen Station im Kreis Düren e.V. freundlicherweise zur 
Verfügung gestellt und ausgewertet (MEISBERGER schriftl. Mitt. 2019).  
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• Für potenziell vorkommende Arten bzw. Artengruppen erfolgt eine Einschätzung, ob 
vorhabenbedingte Wirkungen zu artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen führen 
könnten. Da die Artenschutzprüfung der Stufe I bei einigen Arten eine Betroffenheit nicht von 
vorne herein ausschließen konnte, wurde die vorliegende Artenschutzprüfung der Stufe II mit 
gezielter Bestandsaufnahme der Reptilien beauftragt.  

 Für alle Artengruppen für die keine aktuelle Erfassung vorliegt bzw. beauftragt wurde, erfolgt eine 
Einschätzung, ob vorhabenbedingte Wirkungen zu artenschutzrechtlich relevanten 
Beeinträchtigungen führen könnten mit Hilfe von Analogieschlüssen und einer „worst-case-
Betrachtung“, die stets den ungünstigste Fall annimmt (MWEBWV NRW & MKULNV NRW 2010). 

• Für prüfrelevante Arten, die im Rahmen der vorhabenbezogenen Erfassung im Wirkungsbereich 
des Vorhabens festgestellt oder – bei nicht erfassten Artengruppen - aufgrund der 
Lebensraumausstattung vermutet werden, erfolgt eine Darstellung und Bewertung der 
vorhabenbezogenen Wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung der artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG, unter Berücksichtigung von Vermeidungs- 
und/oder Verminderungsmaßnahmen sowie gegebenenfalls von vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahmen (CEF-Maßnahmen).  

3.2 Auswahl artenschutzrechtlich relevanter Arten  

Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 BNatSchG sind die Arten des Anhangs IV 
der FFH-RL sowie die wildlebenden Vogelarten. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, 
liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.  

3.3 Methodik und Datengrundlagen  

Die Ermittlung der prüfrelevanten Arten erfolgt im vorliegenden Beitrag ergänzend zu den bereits 
vorliegenden Daten seitens des LANUV anhand einer eigenen Reptilien-Kartierung, die im Jahr 2019 
durchgeführt worden ist, es erfolgte eine Festlegung von zwei Probeflächen für das Gebiet (Abb. 12).  

Es wurden insgesamt 11 Begehungen zur Erfassung der Reptilienarten im Gebiet vorgenommen 
(03.06., 13.06., 23.06., 11.07., 13.07., 24.07., 02.08., 08.08., 28.08., 13.09., 14.10.2019). Die Erfassung 
wurde mit folgenden Methoden durchgeführt: 

• Sichtkontrolle bei langsamem Abgehen der Probeflächen bei für Reptilien günstigen 
Witterungsbedingungen (zeitweise sonnig oder nach Regenwetter);  

• Kontrolle von je 14-16 ausgelegten künstlichen Verstecken (KV) in Form von 50 cm x 50 cm 
großen Dachpappen-Stücken (vgl. HACHTEL et al. 2009) pro Probefläche.  

Die Dachpappen auf der Kuhweide wurden freundlicherweise von Hrn. DEDERICHS ausgezäunt, um 
keinerlei Störungen durch das Weidevieh ausgesetzt zu sein. Einige wenige Dachpappen wurden 
entwendet oder durch Mäharbeiten zerstört, diese wurden soweit möglich bei der nächsten 
Begehung jeweils wieder ergänzt. So wurden bei jeder Begehung etwa 10-16 Dachpappen 
kontrolliert. Die künstlichen Verstecke wurden am 23.05.2019 ins Gelände verbracht und am 
14.10.2019 wieder eingesammelt. Die genaue Lage der künstlichen Verstecke kann den Abbildungen 
13-14 entnommen werden. 
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Abb. 12:  Lage und räumliche Ausdehnung der beiden ausgewählten Reptilienuntersuchungsflächen 
im Bebauungsplangebiet „Auf Schieferstein“.  

  
Abb. 13: Fläche 1: Brache mit Dachpappenstandorten.  Abb. 14: Fläche 2: Weide mit Dachpappenstandorten. 

Des Weiteren wurde geprüft, ob in der Landschaftsinformationssammlung des Landes Nordrhein-
Westfalen (@LINFOS, LANUV 2019) Meldungen planungsrelevanter Arten für den Vorhabenbereich 
und die Umgebung verzeichnet sind.  

In die Betrachtung einbezogen werden auch nicht gefährdete, verbreitete Vogelarten, die in der 
Artenschutzprüfung nach § 44 BNatSchG grundsätzlich zu berücksichtigen sind, aber nicht zu den 
planungsrelevanten Arten nach KIEL (2005) gehören. Diese werden gruppenbezogen abgehandelt, 
eine artbezogene Prüfung erfolgt nicht.  

 

4. Beschreibung des Vorhabens und seiner Auswirkungen  

Bei der Ermittlung von Wirkungen werden bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren  
(Primärwirkungen) und die durch sie verursachten Folgewirkungen unterschieden, die je nach 
Ausprägung und Vorbelastung der betroffenen Struktur bzw. Funktion zu keinen, nicht erheblichen 
oder erheblichen Beeinträchtigungen führen können.  
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Die Erschließung und die Bebauung des etwa 4,1 ha großen zukünftigen Wohnbaugebietes wird mit 
dem Bebauungsplan Gemeinde Dahlem – 1. Änderung Nr. 25 „Auf Schieferstein“ planungsrechtlich 
gesichert.  

Änderungen sowie eine kleine Erweiterung des alten rechtskräftigen Bebauungsplans „Auf 
Schieferstein“, dessen Geltungsbereich bisher ungenutzt geblieben war, soll im Jahr 2020 erschlossen 
werden. Im Norden grenzt das künftige Baugebiet unmittelbar an vorhandene Wohnbebauung, im 
Süden an einen Feldweg und in Westen und Osten an Grünland, welches als Weideland genutzt wird. 

Vorbelastungen des Plangebietes bestehen durch die benachbarte Wohnbebauung, Verkehr, eine 
Hotelanlage und die landwirtschaftliche Nutzung der Umgebung. Das Bebauungsplangebiet „Auf 
Schieferstein“ hat eine Größe von ca. 4,1 ha und wird derzeit als Grünland genutzt. Es ist eine 
Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet mit einer maximal zweigeschossigen Einzelhausbebauung 
und zwei Wohneinheiten pro Haus geplant. Außerdem ist eine Sonderfläche Hotel vorgesehen. 
Angaben zur Straßenführung, Bau- und Grundstücksgrenzen sind der Abbildung 15 zu entnehmen.  

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes an das übergeordnete Straßennetz findet weitgehend 
auf bereits vorhandenen Gemeindestraßen und Wirtschaftswegen statt. 

 

Abb. 15:  1. Änderung B-Plan mit Änderungsbereich „Auf Schieferstein“ (Zwischenstand Mai 2019).  

 

4.1 Baubedingte Wirkungen  

Baubedingte Wirkungen entstehen durch Maßnahmen, die zu temporären Beeinträchtigungen  
während  der Bauphase  führen.  Die baubedingten Störungen sind auf einen Zeitraum von mehreren 
Monaten beschränkt, allerdings kann dies immer wieder zeitversetzt auftreten, da in einem 
Wohnbaugebiet nicht alle Grundeigentümer zur gleichen Zeit bauen. Folgende  Wirkfaktoren, die im 
Zusammenhang mit der Durchführung der Baumaßnahmen auftreten, sind hier zu nennen:  
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Flächenbeanspruchung  

Durch baubedingte Flächenbeanspruchungen, z.B. Nutzungen als Baustreifen, Bau-, Lager- oder 
Rangierflächen kann es zu Zerstörungen oder Beeinträchtigungen von Lebensräumen über die 
anlagebedingt (durch die Bebauung) beanspruchten Flächen hinaus kommen. Diese Nutzungen bzw. 
Eingriffe sind zeitlich auf die Bauphase und räumlich auf die Baustellenbereiche beschränkt. 
Grundsätzlich ist eine Wiederherstellung betroffener Biotop- und Nutzungsstrukturen möglich.  

Stoffeinträge  

Die Bautätigkeit ist mit Erdbewegungen und -umlagerungen verbunden. In bestimmten Fällen kann 
es zu Veränderungen von Lebensräumen im Umfeld der Baustellen durch Einträge von Nährstoffen, 
Schwebstoffen und Schadstoffemissionen kommen. Nährstoffeinträge können zu Ruderalisierung 
führen. Da im Umfeld beider Plangebiete diesbezüglich empfindliche Lebensräume wie mageres, 
nährstoffarmes Grünland vorkommen, muss hier besonders auf die Einhaltung der Vorschriften beim 
Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen geachtet werden, nur dann ist die Gefahr des Eintrages 
umweltgefährdender Stoffe gering. 

Baubedingte akustische und optische Störwirkungen  

Die Bautätigkeit ist mit Maschinenbetrieb und daraus resultierenden Lärmemissionen verbunden. 
Außerdem kommt es zu visuellen Störwirkungen auf Lebensräume bzw. bestimmte empfindliche 
Arten im Umfeld der Baustelle, durch Fahrzeuge und Maschinen sowie Beunruhigungen durch die 
Anwesenheit von Baupersonal. Diese Wirkungen sind zeitlich auf die Bauphase beschränkt. Dadurch 
kann es zu Beeinträchtigungen von Vorkommen störempfindlicher Arten im Umfeld der Baustelle 
kommen, was ggf. auch über die Bauphase hinaus zu Beeinträchtigungen führen kann. Die 
Reichweite der temporären Emissionen und Beunruhigungseffekte durch Lärm, Licht und 
Bewegungen beschränkt sich weitgehend auf den unmittelbaren Nahbereich der betroffenen 
Teilflächen. Bei der Bewertung der Beeinträchtigungen sind die vorhandenen Vorbelastungen wie 
z.B. die benachbarte Wohnbebauung, ortsnahe Erholung und die landwirtschaftliche Nutzung  zu 
berücksichtigen.  

Erschütterungen  

Mit der Bewegung von Boden und der geplanten Neubebauung sind Erschütterungen verbunden. 
Diese könnten zu Auswirkungen auf Arten führen, wenn z.B. Reptilien im näheren Umfeld der 
Wirkquellen vorkommen sollten, oder falls Fledermausarten Quartiere in Bäumen im Randbereich 
des Vorhabenbereichs besitzen und im Umfeld der Bäume baubedingte Erschütterungen entstehen 
würden. Die im oder nahe am Plangebiet gelegenen Bäume weisen keine Quartiereignung für 
Fledermäuse auf und planungsrelevante Reptilienarten kommen im Gebiet nicht vor (Kap. 5.1). Diese 
Wirkfaktoren stellen daher keine Beeinträchtigung für planungsrelevante Arten dar. 

Unmittelbare Gefährdung von Individuen  

Bei Eingriffen in Vegetation und Boden können Tiere getötet und verletzt oder deren 
Entwicklungsstadien zerstört werden. Dieses Risiko betrifft Entwicklungsstadien wie z.B. Vogeleier, 
weiterhin Individuen, die nicht aus dem Eingriffsbereich flüchten können, z.B. Jungvögel in Nestern 
sowie Individuen von nicht flugfähigen Arten bzw. Artengruppen wie z.B. Reptilien oder Amphibien.  

Weiterhin zu beachten sind mögliche Tötungsrisiken durch mit den Baumaßnahmen einhergehende 
Fahrzeugbewegungen. Die Geschwindigkeiten der Fahrzeuge sind i.d.R. zu gering, um zu einem 
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direkten Kollisionsrisiko für flugfähige Tiere wie Fledermäuse und Vögel zu führen. Eine mögliche 
Betroffenheit besteht allenfalls für Individuen von nicht flugfähigen Arten wie z.B. Reptilien und  
Amphibien, die sich in den Baustellenbereichen aufhalten. Da keine planungsrelevanten Arten der 
beiden letztgenannten Gruppen nachgewiesen wurden und wiesenbrütende Vögel aufgrund des 
Nutzungsregimes ausgeschlossen wurden, entstehen auch diesbezüglich keine Konflikte mit dem 
Artenschutz (Kap. 5.1 und 5.2). 

 

4.2 Anlage- und betriebsbedingte Wirkungen  

Flächeninanspruchnahme / Lebensraumverlust  

Anlagebedingte  Auswirkungen  entstehen  insbesondere  durch  dauerhafte  Flächeninanspruch-
nahme infolge von Versiegelung, Überbauung oder sonstigen Nutzungsänderungen sowie durch 
Zerschneidungen von Lebensräumen, Areal- und Habitatverkleinerungen und die Veränderung der 
abiotischen Standortbedingungen (Veränderung des Standortklimas). Sie sind mit einem dauerhaften 
und nachhaltigen Verlust von Vegetationsflächen bzw. -strukturen mit ihren Lebensraumfunktionen 
für Tiere verbunden.  

Im vorliegenden Fall kommt es zu anlagebedingten Flächeninanspruchnahmen von insgesamt ca. 
6,6 ha Grünlandflächen (Weiden, Wiesen, Brachen), Baum-, Strauch-, und Schnitthecken, sowie 
Baumgruppen und Einzelbäume. Es ist von einem überwiegenden Verlust der Vegetationsflächen im 
Plangebiet auszugehen, auch wenn die randlichen Gehölzstrukturen soweit möglich erhalten bleiben 
sollen und noch ausgedehnt und in entsprechender ökologischer Qualität festgesetzt werden sollen.  

Anlage- und betriebsbedingte akustische, optische, stoffliche u.a. Störwirkungen  

Derzeit sind die akustischen und optischen Störwirkungen, die durch die Nutzung und 
Bewirtschaftung der Flächen des Geltungsbereichs entstehen als gering anzusehen. Hier sind die 
Nutzung durch Erholungssuchende sowie der landwirtschaftliche Betrieb mit seinem Einsatz von 
Fahrzeugen und Maschinen zu berücksichtigen. Auch die Wirkungen der bereits vorhandenen 
Wohnbebauung im nördlichen Teil des Plangebietes „Auf Schieferstein“ sind zu betrachten. 
Außerdem befinden sich eine Hotelanlage sowie eine dazu gehörige Sportanlage in unmittelbarer 
Nachbarschaft von der regelmäßig Störwirkungen ausgehen. Trotz dieser bereits vorhandenen 
Störwirkungen muss davon ausgegangen werden, dass durch die Ansiedlung von weiterer 
Wohngebietsbebauung die akustischen und optischen Wirkungen zwar gesteigert werden, jedoch 
von einer wesentlichen Erhöhung der Lärmbelastung und Störwirkung nicht auszugehen ist. Diese 
Zunahme von Störwirkungen ist vor allem innerhalb des Geltungsbereichs abzusehen und auch in 
den angrenzenden grünlandwirtschaftlich genutzten Flächen ist eine Zunahme von akustischen und 
optischen Störwirkungen anzunehmen. Beeinträchtigungen  entstehen  u.a. durch  die  Nutzung  bzw.  
den  Betrieb  von  Straßen, Wegen,  Gebäuden  und  sonstigen  Anlagen;  zu  nennen  sind  hier  
stoffliche  Emissionen (z. B. Müll), Nährstoffeinträge (z.B. Pflanzenabfälle, Koteintrag von Haustieren), 
Lärm, Beunruhigungen und optische Störwirkungen, die zur Beeinträchtigung der Flora und/oder 
Fauna führen können. Eine Veränderung in der Flora, z.B. durch erhöhten Nährstoffeintrag kann sich 
sekundär auf die Fauna auswirken, da bestimmte Wirts- oder Futterpflanzen nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Eine Erhöhung des Anteils an Hauskatzen kann sich z.B. empfindlich auf 
Reptilienpopulationen durch Prädation auswirken. 
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Zu einer wesentlichen Steigerung der optischen Störwirkungen könnte der betriebsbedingte Einsatz 
von künstlichem Licht führen. Je nach Art, Intensität, Dauer und Lichtspektrum könnte die 
Beleuchtung von Gebäuden und Verkehrswegen zu Anlockwirkungen auf Wirbellose, Amphibien und 
Vogelarten führen sowie zu einem Meideverhalten bei Fledermäusen. Dadurch sind wiederum 
Störungen vorstellbar, die sich in Irritationen und Fehlorientierungen, der Aufgabe von 
Teillebensräumen bis hin zur unmittelbaren Gefährdung äußern können.  

Auswirkungen auf Lebensraumvernetzung und -verbund  

Beeinträchtigung von Vernetzungs- und Verbundbeziehungen treten z.B. auf, wenn funktionale 
Zusammenhänge von Lebensräumen gestört werden (z.B. Trennung von Brut- und Nahrungsräumen 
einer Tierart, Verlust wichtiger Teilhabitate, z.B. Nahrungsräume), wenn Tierwanderwege 
unterbrochen oder miteinander in Kontakt stehende Teilpopulationen durch ein Vorhaben 
voneinander getrennt werden (Barriereeffekte). Dies kann z.B. Fledermausarten betreffen, etwa 
wenn Eingriffe in Leitstrukturen für Flüge zwischen Quartieren und Nahrungsgebieten erfolgen oder 
auch Amphibien, wenn Teilhabitate (z.B. Landlebensräume im Umfeld von Gewässern) oder 
Wanderkorridore durch Barrieren unterbrochen werden. Im vorliegenden Fall ist keine 
Zerschneidungswirkung für Fledermausarten abzusehen, da die Leitlinien, die an den Grenzen des 
Geltungsbereichs potenzielle Flugwege darstellen, nicht beeinträchtigt, sondern zum großen Teil 
erhalten bleiben und vervollständigt und aufgewertet werden sollen. Für nicht flugfähige Arten 
könnte die Bebauung der aktuell barrierefreien Flächen zu einer erheblichen Barrierewirkung führen, 
allerdings nur, wenn diese Arten den Vorhabenbereich auf der Wanderung zwischen Teilhabitaten 
kreuzen müssten.  

Unmittelbare Gefährdung von Individuen  

Eine unmittelbare Gefährdung von Individuen geschützter Arten könnte auch betriebsbedingt 
eintreten, etwa im Zusammenhang mit der verstärkten Frequentierung von Zuwegungen durch KFZ. 
Eine mögliche Betroffenheit könnte diesbezüglich für Arten mit bodengebundener Lebensweise (z.B. 
Amphibien, Reptilien) entstehen. Für flugfähige Arten wie Vögel und Fledermäuse besteht in der 
Regel bei geringen Fahrgeschwindigkeiten (unter 50 km/h) kein nennenswertes Konfliktpotenzial.  

Als weitere mögliche Wirkung ist eine potenzielle Gefährdung von Vogelarten anzusehen, die durch 
Kollisionen von Individuen mit großflächigen Glaselementen an Gebäuden entstehen können. Das 
Risiko des Vogelschlags, der für die Tiere oft tödlich endet, wird vor allem hervorgerufen, wenn 
Scheiben „durchfliegbar“ wirken oder sich Gehölzbestände darin spiegeln. Die unmittelbare 
Gefährdung durch Vogelschlag kann aber ggf. durch entsprechende Maßnahmen vermieden bzw. 
erheblich gemindert werden.  

5. Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Arten  

Die nachfolgende Aufstellung betrifft alle Artengruppen und Einzelarten, die im Untersuchungsgebiet 
der vorliegenden Artenschutzprüfung vorkommen und unter die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG unter Berücksichtigung der Einschränkungen gemäß § 
44 Abs. 5 BNatSchG fallen. Behandelt werden daher folglich die Arten und Artengruppen, deren 
mögliche Betroffenheit über die Zulässigkeit des Vorhabens entscheidet (gemäß § 44 Abs. 5 
BNatSchG sind dies die Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten, 
vgl. Kapitel 1.2 und 2.1). Die Arten werden nach taxonomischen Gruppen getrennt beschrieben.  
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Die Methodik der Prüfung artenschutzrechtlicher Belange erfolgt nach den in Kapitel 3.1 dar-
gestellten Kriterien und unter Berücksichtigung der in Kapitel 3.3 beschriebenen Datengrundlagen.  

Speziell für den Planungsraum lieferte die LINFOS-Abfrage bzw. die dazugehörige Antwort vom 
21.11.2019 keine Hinweise auf Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Arten. 

 

5.1 Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie  

Amphibien  

Lediglich die Geburtshelferkröte (Alytes obstetricans) ist für den 1. Quadranten des MTB 5605 
nachgewiesen (LANUV 2019, Tabelle A1 im Anhang). Aufgrund der Habitatausstattung der 
Plangebiete, die nicht den Lebensraumansprüchen der Art entsprechen, kann ein Vorkommen 
ausgeschlossen werden. Die zwar nicht planungsrelevante, jedoch besonders geschützte Erdkröte 
(Bufo bufo) konnte als Zufallsfund auf der Brachfläche nachgewiesen werden (siehe Tab. 1). 

Reptilien  

Obwohl für den 1. Quadranten des MTB 5605 keine planungsrelevanten Reptilienarten gelistet sind 
(LANUV 2019), konnte ein Vorkommen nicht ausgeschlossen werden, zumal in den 
Nachbarquadranten 5604/2 und 5605/3 die Schlingnatter (Coronella austriaca) nachgewiesen ist. Da 
ein Vorkommen aufgrund der Habitatausstattung auch nicht ausgeschlossen werden konnte (vgl. 
Tabelle A1 im Anhang), wurde eine Reptilienerfassung im Jahr 2019 an zwei strukturreichen 
Probestellen durchgeführt (Abb. 17-19). Die Ergebnisse sind in Tabelle 1 aufgelistet. 

Planungsrelevante Reptilienarten konnten zwar nicht, dafür jedoch auf beiden Probeflächen die 
jeweils besonders geschützte Blindschleiche (Anguis fragilis) und Waldeidechse (Zootoca vivipara) 
nachgewiesen werden. Beide Arten werden in der Roten Liste NRW auf der Vorwarnliste geführt. 
Auffällig ist ein an Individuen starker Bestand von Blindschleichen auf der Brachfläche. Maximal 35 
Tiere konnten bei einer Begehung auf jener nachgewiesen werden. Das ergibt mindestens eine 
Individuendichte von 35 Individuen/0,1 ha bzw. 350 Individuen/ha. Dabei handelt es sich um einen 
sehr hohen Wert für NRW (vgl. BLOSAT & BUßMANN 2011), der in jedem Fall schützenswert ist. 

  



DR. BIRGIT BLOSAT: 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 25 „Auf Schieferstein“ Gemeinde Dahlem (Kreis Euskirchen) – ASP II 2019 16 

 

Tab. 1: Nachgewiesene Reptilien und Amphibien als Zufallsfunde in beiden Untersuchungsflächen. 

 

 

Säugetiere  

Mindestens sechs Fledermausarten sind im 1. Quadranten des MTB 5605 nachgewiesen (LANUV 
2019). Das Artenspektrum kann der Relevanzprüfung (Tabelle A1 im Anhang) entnommen werden. 
Da keine aktuelle Erfassung vorgenommen wurde, könnte die Artenvielfalt ggf. höher ausfallen.  

Es ist davon auszugehen, dass ein Teil der Arten die Grünlandflächen und besonders die Gehölze des 
Plangebiets in Randlage als Flugstraßen und zur Nahrungssuche nutzt (z.B. Fransenfledermaus und 
Braunes Langohr). Da die zu entfernenden Bäume aus jungem Baumbestand oder Strauchvegetation 
bestehen, sind sie nicht alt genug, um als Quartiernutzung geeignet zu sein. Sie weisen weder 
abstehende Rinde noch Höhlungen auf. Anderweitige potentielle Sommer- oder Winterquartiere 
(Höhlen, Stollen, Dachstühle, Keller, Baumhöhlen, Talsperren, Gebäude, Brücken mit Hohlräumen) 
sind im Eingriffsbereich nicht vorhanden. Potentielle Leitlinien werden nicht gänzlich, sondern nur in 
Teilen entfernt. Im Umfeld befinden sich eine abwechslungsreiche strukturierte dörfliche 
Siedlungsfläche, mehrere Wälder, Grünland verschiedenster Ausprägung und mehrere Fließ- und 
Stillgewässer, die als Nahrungshabitat für die verschiedenen Arten fungieren. Die Arten können die 
Plangebiete als Nahrungsgäste oder während der Zugzeiten nutzen. 

Weiterhin ist für diesen Quadranten die Wildkatze nachgewiesen (LANUV 2019, Tab. A1). Aufgrund 
der unmittelbaren Nähe zur bereits vorhandenen Bebauung dürfte die störungsempfindliche Art das 
Gebiet höchstens durchstreifen, d.h. eine Funktion für wandernde Wildkatzen ausüben.  

juv/sa adult juv/sa adult juv/sa adult juv/sa adult juv/sa adult
03.06.2019 2 8 1
13.06.2019 14 21 4 1 2
23.06.2019 7 8 1 2 1 1
11.07.2019 7 3
13.07.2019 1 4 1 3 4
24.07.2019 1 3
02.08.2019 2 3 2 3 1
08.08.2019 5 4 1 1 2 3 1
28.08.2019 6 3 6
13.09.2019 15 5 1 1 1 2 3 1
14.10.2019 1 1 1
Anzahl
max/Begehung 14 21 1 4 1 1 6 3 3 4
Gesamtsumme* 53 64 1 5 2 2 15 15 4 14

juv/sa = juvenile und subadulte Tiere

       Doppelnennungen möglich.
* = Tiere wurden bei der Sichtung nicht individuell unterschieden, d.h. bei der Gesamtsumme sind                                                                                                                   

Blindschleiche 
(Anguis fragilis )

Waldeidechse 
(Zootoca vivipara )

Datum                                        
Anzahl der Tiere pro   
Begehung

Erdkröte               
(Bufo bufo )

Blindschleiche 
(Anguis fragilis )

Waldeidechse 
(Zootoca vivipara )

Fläche 1: Brache Fläche 2: Kuhweide
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Die Nutzung eines Gebietes als Nahrungshabitat oder Wanderkorridor löst keine artenschutzrechtlich 
relevanten Konflikte aus, denn Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen oder Wildkatzen 
können aufgrund der Habitatausstattung in beiden Plangebieten nicht vorkommen.  

Insekten  

Zwei planungsrelevante Tagfalterarten, der Blauschillernde Feuerfalter (Lycaena helle) und der 
Thymian-Ameisenbläuling (Phengaris arion) sind im 1. Quadranten des MTB 5605 nachgewiesen 
(LANUV 2019, vgl. Tabelle A1 im Anhang). Ein Vorkommen des Bläulings kann aufgrund der im 
Plangebiet nicht vorhandenen lebensnotwendigen Habitate wie Magerrasen, Heiden, o.ä. mit 
Sicherheit ausgeschlossen werden. Für den Blauschillernden Feuerfalter existieren geeignete 
Habitatstrukturen nur in sehr geringem und degradiertem Zustand. Die Art benötigt extensiv 
genutzte Feuchtwiesen mit Binsenbewuchs und ausgedehnten Beständen des Schlangenknöterichs 
(Bistorta officinalis) sowie ausreichend Gehölzbewuchs als Windschutz. Lediglich eine feuchte Stelle 
mit Binsenbewuchs und vereinzelten Exemplaren des Schlangenknöterichs ohne „Windschutz“ 
befindet sich auf dem Flurstück 47/81, welches als Wiese mit zwei Mahdterminen pro Jahr extensiv 
genutzt wird. Nach BIEWALD (2007) kommt die Art nur auf gelegentlich oder in Teilen gemähten 
Wiesen oder extensiv beweideten Grünländern, am meisten jedoch auf Brachen vor. Die 
vorhandenen Strukturen können daher mit Sicherheit als nicht geeignet für diese anspruchsvolle Art 
angesehen werden. Ein Vorkommen kann also auch hier ausgeschlossen werden (vgl. Tabelle A1 im 
Anhang).  

5.2 Europäische Vogelarten  

35 planungsrelevante Vogelarten sind im 1. Quadranten des MTB 5605 nachgewiesen (LANUV 2019). 
Das Artenspektrum kann der Relevanzprüfung (Tabelle A1 im Anhang) entnommen werden. Da in 
2019 keine Erfassung aufgrund der späten Beauftragung erfolgen konnte, ist die Artenvielfalt ggf. 
höher. Außerdem ist die Existenz weit verbreiteter „nicht planungsrelevanter“ Arten nach KIEL (2005), 
anzunehmen. Gemäß Art. 1 der Richtlinie 79/409/EWG (sog. Vogelschutz-Richtlinie) sind alle 
europäischen Vogelarten als besonders geschützte Arten definiert. Zu nennen wären hier z.B. Arten, 
die typisch für Siedlungen und Siedlungsrandlagen sind. Nach eingehender Prüfung der genannten 
Vogelarten unter Berücksichtigung der Habitatausstattung der zwei Plangebiete verbleiben nach 
erfolgter ASP I noch sechs Arten die im Planungsraum vorkommen können und für die gleichzeitig 
eine Betroffenheit vorliegen könnte und somit eine eingehende Prüfung im Rahmen der ASP II zu 
erfolgen hat (vgl. Tabelle A1 im Anhang): 

Als planungsrelevante Arten mit potentiellen Nutzungen von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
Raum sind die Vogelarten Feldlerche, Wiesenpieper, Wachtel, Bluthänfling, Girlitz und Turteltaube 
zu nennen. Diese werden nachfolgend einer eingehenden Betrachtung unterzogen. 

Feldlerche (Alauda arvensis) 

Als ursprünglicher Steppenbewohner ist die Feldlerche eine Charakterart der offenen Feldflur. Sie 
besiedelt reich strukturiertes Ackerland, extensiv genutzte Grünländer und Brachen sowie größere 
Heidegebiete. Die Brutreviere sind 0,25 bis 5 ha groß, bei maximalen Siedlungsdichten von bis zu 5 
Brutpaaren auf 10 ha. Das Nest wird in Bereichen mit kurzer und lückiger Vegetation in einer 
Bodenmulde angelegt, wobei zu Wald- und Siedlungsflächen ein Abstand von mindestens 60-120 m 
eingehalten wird („Kulissenflüchter“), einzelne Gebäude, Bäume und Gebüsche werden geduldet 
(NLWKN 2011). Mit Wintergetreide bestellte Äcker sowie intensiv gedüngtes Grünland stellen 
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aufgrund der hohen Vegetationsdichte keine optimalen Brutbiotope dar. Ab Mitte April bis Juli 
erfolgt die Eiablage, Zweitbruten sind üblich. Spätestens im August sind die letzten Jungen flügge. 

Die Feldlerche ist in Nordrhein-Westfalen in allen Naturräumen nahezu flächendeckend verbreitet. 
Regionale Dichtezentren bilden die großen Bördelandschaften, das Westmünsterland sowie die 
Medebacher Bucht. Seit den 1970er-Jahren sind die Brutbestände durch intensive Flächennutzung 
der Landwirtschaft stark zurückgegangen. Der Gesamtbestand wird auf unter 100.000 Brutpaare 
geschätzt (LANUV 2015). Hinweise auf Brutvorkommen liegen aus dem unmittelbaren 
Untersuchungsraum zwar nicht vor, sind aber grundsätzlich speziell in den frei liegenden 
Grünlandflächen des Gebietes „Auf Schieferstein“ (Flurstücke 46/24 und 32/17) potenziell möglich. 
Da ein Vorkommen der Art ganz wesentlich vom Nutzungsregime abhängt, wurde der Bewirtschafter 
der Flächen nach der Häufigkeit der Mahd bzw. Beweidung befragt (mündl. Mitt. DEDERICHS 2019). 

Ein Brutvorkommen auf der gemeinsam bewirtschafteten Fläche 46/24 und 32/17 ist ebenfalls sehr 
unwahrscheinlich, da die Fläche 1-2 mal im Jahr gemäht und einmal beweidet wird (Mähweide). Die 
Flächen werden zwar weniger intensiv als die o.g. bewirtschaftet, es ist jedoch bei 2-3 Nutzungen pro 
Jahr sehr unwahrscheinlich, dass hier Feldlerchen erfolgreich ihre Nachkommen hochziehen können. 
Alle anderen Grünlandflächen im B-Planbegiet „Auf Schieferstein“ kommen aufgrund des zu geringen 
Abstandes zu Siedlungsflächen und größeren Gehölzbeständen als Bruthabitat ohnehin nicht in 
Betracht. Auf diesen Flächen ist der Abstand zu Vertikalstrukturen stets kleiner als 60-120 m.  

Wiesenpieper (Anthus pratensis) 

Der Lebensraum des Wiesenpiepers besteht aus offenen, baum- und straucharmen feuchten Flächen 
mit höheren Singwarten (z.B. Weidezäune, Sträucher). Die Bodenvegetation muss ausreichend 
Deckung bieten, darf aber nicht zu dicht und zu hoch sein. Bevorzugt werden extensiv genutzte, 
frische bis feuchte Dauergrünländer, Heideflächen und Moore. Darüber hinaus werden Kahlschläge, 
Windwurfflächen sowie Brachen besiedelt. Ein Brutrevier ist 0,2 bis 2 (max. 7) ha groß, bei 
maximalen Siedlungsdichten von bis zu 10 Brutpaaren auf 10 ha. Das Nest wird am Boden oftmals an 
Graben- und Wegrändern angelegt. Das Brutgeschäft beginnt meist ab Mitte April, Zweitbruten sind 
möglich. Spätestens im Juli sind alle Jungen flügge. Die Art ist in NRW nur noch lückenhaft verbreitet. 
In vielen Gegenden sind seit einigen Jahren erhebliche Bestandsabnahmen zu verzeichnen. Der 
Gesamtbestand wird auf 2.500 bis 5.000 Brutpaare geschätzt (LANUV 2015). Hinweise auf 
Brutvorkommen liegen aus dem unmittelbaren Untersuchungsraum zwar nicht vor, das Grünland ist 
aber dennoch auf Eignung als Bruthabitat zu überprüfen. 

Auch für den Wiesenpieper weist das betroffene Grünland eher keine Eignung als Bruthabitat auf, da 
die Nutzung zu intensiv ist und es sich nicht um frisches oder feuchtes Grünland handelt, auch wenn 
eine Wiesenfläche (Flurstück 47/81) eine kleine feuchte Stelle aufweist.  

Wachtel (Cortunix cortunix) 

Die Wachtel kommt in offenen, gehölzarmen Kulturlandschaften mit ausgedehnten Ackerflächen vor. 
Besiedelt werden Ackerbrachen, Getreidefelder (v.a. Wintergetreide, Luzerne und Klee) und 
Grünländer mit einer hohen Krautschicht, die ausreichend Deckung bieten. Standorte auf 
tiefgründigen Böden werden bevorzugt. Wichtige Habitatbestandteile sind Weg- und Ackerraine 
sowie unbefestigte Wege zur Aufnahme von Insektennahrung und Magensteinen. Das Nest wird am 
Boden in flachen Mulden zwischen hoher Kraut- und Grasvegetation angelegt. Das Brutgeschäft 
beginnt ab Mitte/Ende Mai, Anfang August sind die letzten Jungen flügge. In NRW kommt die 
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Wachtel mit großen Verbreitungslücken in allen Naturräumen vor. Der Gesamtbestand wird auf 400 
bis 3.000 Brutpaare geschätzt und unterliegt starken Bestandsschwankungen (LANUV 2015). 
Hinweise auf Brutvorkommen liegen aus dem unmittelbaren Untersuchungsraum zwar nicht vor, sind 
aber grundsätzlich möglich wie bei vorgenannten Arten. Auch für diese Art gilt, dass ihr das 
Nutzungsregime nicht zuträglich ist, um Bruterfolge aufweisen zu können. Aufgrund der häufigen 
Mahd bzw. Beweidung fehlt in den Grünlandflächen eine entsprechend hohe Vegetation, um Nester 
anlegen zu können.  

Da für die drei vorgenannten Brutvögel des Grünlands ein Vorkommen von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten im Plangebiet ausgeschlossen werden konnte, werden sie nicht weiter betrachtet. 

Potentiell relevant ist der Eingriff für die Vogelarten der Hecken, Gebüsche und des Halboffenlandes. 
Diese Arten können aufgrund der Biotopausstattung vorkommen und sind hier besonders zu 
betrachten, da Bruten dieser Arten in den Gehölzen sehr wahrscheinlich sind. Eine Störung von 
Tieren während der Fortpflanzungs-/Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
durch bau- und betriebsbedingte Lärm- und Staubimmissionen ist daher nicht auszuschließen. Daher 
werden die relevanten Arten bzw. wird die Artengruppe deren Lebensraumansprüche im 
Untersuchungskorridor ganz oder teilweise erfüllt werden und eine Betroffenheit vorliegt in der 
folgenden gruppenbezogen Beurteilung in Kap. 6.3.2 näher betrachtet. 

 

6. Betroffenheit artenschutzrechtlich relevanter Arten  

Auf Grundlage der o.g. Erkenntnisse zum Vorkommen planungsrelevanter Arten im Plangebiet bzw. 
dessen Umfeld erfolgt eine Prognose potentieller Auswirkungen des Vorhabens auf Individuen bzw. 
Lebensräume dieser Arten und eine Bewertung dieser Wirkungen im Hinblick auf die Erfüllung 
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände (siehe 6.3).   

Es werden Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Lebensraum- und  Individuen-
verlusten sowie Störwirkungen in die Betrachtung einbezogen. Diese Maßnahmen sind im 
nachfolgenden Kapitel 6.1 zusammengestellt. 

6.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung artenschutzrelevanter Beeinträchtigungen   

Nachfolgend sind Maßnahmen dargestellt, die die Auslösung artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände ausschließen können. Sie zielen meist auf die Vermeidung der 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verbot der Verletzung oder Tötung von 
Individuen und ihren Entwicklungsstadien) oder der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG (Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten), ggf. 
auch auf die Vermeidung einer erheblichen Störung artenschutzrelevanter Arten im Sinne des § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, ab.   

Neben den Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen können in die Prüfung, ob die ökologische 
Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gewahrt 
bleibt, nach § 44 Abs. 5 BNatSchG auch „vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ einbezogen werden. 
Die Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz (LANA 2010) spricht in diesem Zusammenhang von 
„Maßnahmen zur Sicherstellung der ökologischen Funktionen betroffener Lebensstätten im 
räumlichen Zusammenhang“. Diese werden auch „funktionserhaltende Maßnahmen“ genannt. Die 
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Idee orientiert sich an den Ausführungen der EU-KOMMISSION (2007), die solche Maßnahmen als 
“measures that ensure the continued ecological functionality of a breeding site/resting place” (“CEF 
measures”) bezeichnet hat.   

Im Folgenden werden drei Maßnahmenkategorien vorgestellt, die geeignet sind, 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden. Dies sind:   

• Vermeidungsmaßnahmen im engeren Sinn: Diese Maßnahmen zielen darauf ab, bestimmte 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände durch zeitliche oder räumliche Beschränkungen von 
Eingriffen zu vermeiden. So kann in den meisten Fällen eine direkte Gefährdung von Individuen 
und ihrer Entwicklungsstadien im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG abgewendet werden.   

• Verminderungsmaßnahmen: Durch diese Maßnahmen können z.B. Störwirkungen (z.B. durch 
Lärm, Licht oder den Menschen selbst) gemindert werden, so dass erhebliche Störungen im Sinne 
des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht eintreten.   

•  Vorgezogene Ausgleichmaßnahmen / CEF-Maßnahmen: Diese Maßnahmen führen nicht zur 
Vermeidung oder Verminderung des entstehenden Schadens am eigentlichen Eingriffsort. Sie 
dienen jedoch dem funktionalen Ausgleich möglicher Beeinträchtigungen, noch bevor sich diese 
auf die betroffenen Arten auswirken. Hierdurch wird also ein Ausweichlebensraum geschaffen, 
der rechtzeitig zur Verfügung stehen und dem Ursprungshabitat mindestens gleichwertig sein 
muss, so dass das Lebensraumangebot für die betroffenen Arten im räumlichen Zusammenhang 
erhalten bleibt.   

Im Sinne des Artenschutzes sind alle drei Maßnahmenkategorien als Vermeidungsmaßnahmen 
anzusehen, soweit ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände hierdurch 
ausgeschlossen werden kann.   

Nachfolgend werden die einzelnen Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens 
artenschutzrechtlicher Beeinträchtigungen dargestellt (Abb. 16) 

  

V1 Beseitigung von Gehölzen und Vegetation außerhalb der Vogelbrutzeit  

Maßnahmen zur Beseitigung der Baum-, Strauch- und Krautschicht sowie baubedingte 
Beanspruchungen von Vegetation und Gehölzen (z.B. Anlage von Lagerplätzen, Aufschüttungen, 
Befahren von Vegetationsflächen) sind außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit wildlebender 
Vogelarten (Zeitraum für Revierbesetzung, Balz und Brut bis zum Ausfliegen der Jungtiere) 
durchzuführen. Die Beseitigung der Vegetation ist innerhalb des Zeitraumes vom 1. Oktober bis 29. 
Februar durchzuführen.  

Durch diese Maßnahme wird vermieden, dass der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 
(unmittelbare Gefährdung von Individuen, Entwicklungsstadien) eintritt.  

Die Maßnahmen im Einzelnen: 

V1.1  Rodung der Durchwachserhecke 

V1.2  Rodung der Rotbuchen- und Weißdornschnitthecke 

V1.3  Rodung der Einzelbäume auf der Pferdeweide 
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V2  Erhalt von randlichen Gehölzstrukturen   

Maximaler Erhalt von vorhandenen Gehölzstrukturen durch nicht Inanspruchnahme für die 
Bautätigkeiten trägt zur Minimierung der negativen Auswirkungen auf die Vogelwelt bei. Des 
Weiteren sind baubedingte Beschädigungen von eben jenen zu erhaltenden Lebensräumen wie den 
randlich liegenden Gehölzstrukturen durch Bauarbeiten (z.B. Verdichtungen des Untergrundes, 
Befahren des Wurzelbereichs von Gehölzen oder Beschädigungen oberirdischer Pflanzenteile) strikt 
zu vermeiden.  

Die Maßnahmen im Einzelnen: 

V2.1  Erhalt der Baumhecke;  
im B-Plan als Fläche 4.3 gekennzeichnet (= Erhalt und Schutz der Gehölzbestände) 

V2.2  Erhalt des Laub- und Nadelholz-Gehölzstreifens auf Flurstück 47/81 ; 
 im B-Plan als Fläche 5.4 gekennzeichnet (= Neupflanzung von Gehölzen auf Privatgrund); 
 [Bei diesem Gehölzstreifen ist nicht ersichtlich, ob er nur auf Privatgrund stockt oder 
         teilweise ins Neubaugebiet hineinragt, er ist in jedem Fall gänzlich zu erhalten und  
         einer Neupflanzung vorzuziehen.]  

V2.3  Erhalt der hohen Weißdornhecke mit Holunder;  
im B-Plan als Fläche 4.3 gekennzeichnet (= Erhalt und Schutz der Gehölzbestände) 

 

V3  Begrenzung der anlage- und baubedingten Flächeninanspruchnahme   

Eine anlagebedingte Begrenzung der Flächeninanspruchnahme ermöglicht eine drastische 
Reduzierung von potentiellen Konflikten sensibler Bereiche. Im nordwestlichen Bereich des 
Flurstücks 46/24 existiert eine kleine wertvolle Grünlandbrache von 0,1 ha mit schützenswertem 
Reptilienbestand (vgl. Kap. 2). Im Bebauungsplan ist auf einem Teil der Fläche eine Bepflanzung mit 
Gehölzen vorgesehen. Davon ist Abstand zu nehmen, hier ist der Erhalt als Grünlandbrache von ca. 
0,05 ha, die alle 1-2 Jahre einmal zu mähen ist, festzusetzen.  

Des Weiteren sollen baubedingte Beanspruchungen von Flächen bzw. Lebensräumen und Strukturen 
auf das unbedingt Notwendige beschränkt werden. Beschädigungen insbesondere von Gehölzen 
durch Bauarbeiten (z.B. Verdichtungen des Untergrundes, Befahren des Wurzelbereichs von 
Gehölzen oder Beschädigungen oberirdischer Pflanzenteile) sind zwingend zu vermeiden. Eine 
Flächeninanspruchnahme, die über die bereits dargestellte Vorhabenfläche hinausgeht, wird so 
vermieden. 

Die Maßnahmen im Einzelnen: 

V3  Teilerhalt der Brache von mindestens 0,05 ha mit bedeutender Reptilienpopulation. 
 
Es ist darüber hinaus essentiell, dass diese Fläche nicht während der Bauphase als 
Lagerstätte für Materialien, Aushub, Abfälle oder Maschinen in Anspruch genommen 
werden darf. Es ist an dieser Stelle daher eine Bautabuzone einzurichten, um den 
Reptilienbestand bestmöglich zu schützen. Die derzeitig aktuelle Nutzung ist davon 
selbstverständlich ausgenommen (Lagerung eines Anhängers, Paletten, Folien). 
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Abb. 16:  Vermeidungsmaßnahmen V1.2-4, V2.1-4, V3.1 für den Bebauungsplan „Auf Schieferstein“. 

 

6.2 Ausgleichsmaßnahmen 

Unter Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der vorhandenen 
Gehölzbestände im Plangebiet (V2.1-V2.3), die zum Teil bereits in der 1. Änderung Bebauungsplan 
Nr. 25 „Auf Schieferstein“ festgesetzt sind (bspw. Weißdornhecke Flurstück 47/82 und Baumhecke 
Flurstück 46/26) kann auf vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen, vgl. Kap. 1.2.1) 
verzichtet werden. Das würde im vorliegenden Fall bedeuten, dass etliche Jahre vor Baubeginn 
Gehölze gepflanzt werden müssten, um dann zum Zeitpunkt des Eingriffs die entsprechende Größe 
und Eignung als Bruthabitat für die betroffenen Arten Bluthänfling, Girlitz und Turteltaube aufweisen 
zu können. 

Im Bebauungsplan „Auf Schieferstein“ sind nicht nur Flächen für Vermeidungsmaßnahmen 
festgesetzt, auf denen Gehölzbestände erhalten bleiben (4.3, vgl. V2), sondern auch Ausgleichs-
flächen auf denen Gehölze neu gepflanzt werden sollen als Maßnahmen auf öffentlichen und 
privaten Grünflächen (5.3) und auf privaten Grundstücksflächen (5.4). Nun ist fraglich inwieweit sich 
Pflanzungen auf Privatgrundstücken durchsetzen und kontrollieren lassen, bei tatsächlicher 
Umsetzung, sind diese Maßnahmen jedoch für die drei betroffenen Vogelarten durchaus förderlich. 
 

 

6.3 Betroffenheit prüfrelevanter Arten und Bewertung der artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände  

Im Folgenden wird geprüft, ob die für den Betrachtungsraum nachgewiesenen geschützten Tierarten 
von Beeinträchtigungen durch das geplante Vorhaben betroffen sein könnten und ob diese 
Beeinträchtigungen zur Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG führen könnten. Dabei werden die in Kapitel 6.1 benannten 
Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt.  
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6.3.1 Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie  

Es ist davon auszugehen, dass mindestens sechs Fledermausarten zwar im MTB 5605/1 vorkommen, 
jedoch im Bebauungsplangebiet keine Quartiere und somit Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
vorhanden sind. Die artenschutzrechtliche Betroffenheit der nachgewiesenen Fledermausarten ist 
wie folgt einzustufen:   

Die im Plangebiet vorkommenden Fledermausarten werden durch die sukzessive Bebauung nicht 
gefährdet. Durch die Flächeninanspruchnahme kommt es nicht zu einer direkten Gefährdung von 
Individuen oder ihren Jungtieren, da Fledermäuse nur fliegend schwerpunktmäßig an den Gehölzen 
im Randbereich des Plangebiets vorkommen. Diese Bereiche werden nicht oder höchstens auf 
kleineren Teilflächen beansprucht. Auch die betriebsbedingten Wirkungen, etwa durch den Verkehr 
führen nicht zu einer direkten Gefährdung von Individuen, da vorhabenbedingt weder mit hohen 
Fahrgeschwindigkeiten noch hohem Verkehrsaufkommen zu rechnen ist. Auch an die Anwesenheit 
des Menschen sind die Tiere durch die vorhandene Wohnbebauung bereits gewöhnt. Ein Eintreten 
des Verbotstatbestands des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kann damit ausgeschlossen werden.   

Auch eine Störung mit Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Lokalpopulation entsprechend 
der Vorgaben des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG lässt sich ausschließen. Das Plangebiet liegt randlich zu 
einem bereits durch Beleuchtung geprägten Siedlungsraum. Die Fledermäuse, die den Raum nutzen, 
sind also bereits durch die vorhandene Beleuchtung geprägt. Das Plangebiet ist zudem durch Gehölze 
vom Umfeld abgetrennt, so dass weitreichende Lichtemissionen in die Umgebung vermieden 
werden. Die umgebenden Gehölzanteile sollen im Rahmen der weiteren Planung sogar in ihrem 
Anteil erhöht werden (Ausgleichsmaßnahmen 5.3 und 5.4 des Bebauungsplanes „Auf Schieferstein“), 
so dass die Sichtschutzfunktion ebenso erhalten bleibt wie die Vernetzungsfunktion als Flugkorridor 
für Fledermäuse. Als Nahrungsraum haben die strukturarmen Grünlandflächen keine essentiellen 
Funktionen, daher ist durch die Bebauung nicht von einem erheblichen Rückgang des 
Nahrungsangebots für Fledermäuse auszugehen.   

Wie bereits ausgeführt, geht mit der Planung zudem kein Verlust von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten für Fledermäuse einher. Es fanden sich keine Hinweise auf geeignete 
Fledermausquartiere in den vorhandenen Gehölzstrukturen. Damit kann ein Verlust von 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten entsprechend des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ebenfalls 
ausgeschlossen werden. Durch die geplanten Wohnbebauungen sind daher keine 
Beeinträchtigungen von Fledermäusen der Anhang IV-Arten zu erwarten. 

6.3.2 Europäische Vogelarten   

Nicht planungsrelevante Vogelarten  

Gemäß Art. 1 der Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutz-Richtlinie) sind alle europäischen Vogelarten 
als besonders geschützte Arten definiert. Für die im Betrachtungsraum vorkommenden aufgrund 
ihrer Häufigkeit und weiten Verbreitung nicht planungsrelevanten Vogelarten (siehe Kapitel 5.2) kann 
ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände von vorneherein ausgeschlossen werden, 
wenn Maßnahmen zur Vermeidung eingriffsbedingter Gefährdungen von Individuen und 
Entwicklungsstadien vorgesehen werden (siehe 6.1, Maßnahmen V1, V2, V3). Mit diesen 
Maßnahmen können Tötungen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG vermieden werden.  
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Erhebliche Störungen der Lokalpopulationen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind für die 
nicht planungsrelevanten Arten ausgeschlossen. Vorhabenbedingte Störwirkungen sind zwar für 
Arten dieser Gruppe auf individueller Ebene (d.h. für einzelne als Brutvögel oder Gastvögel 
auftretende Individuen) denkbar. Die Störwirkungen betreffen allerdings nur sehr geringe Anteile der 
jeweiligen Verbreitungsräume der Lokalpopulationen. Aufgrund der weiten Verbreitung und 
geringen Spezialisierung dieser „Allerweltsarten“ sowie angesichts des günstigen Erhaltungs-
zustandes der jeweiligen Lokalpopulationen wird sich als Folge dieser Störung der Erhaltungszustand 
der Lokalpopulationen nicht verschlechtern.  Eine Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs-
/Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG mit Auswirkungen auf die ökologische 
Funktion tritt ebenfalls nicht ein. Vorhabenbedingte Inanspruchnahmen oder Funktionsverluste von 
Brutstätten betreffen allenfalls einzelne bzw. wenige Vorkommen einer Art. Aufgrund der geringen 
Spezialisierung der betroffenen Arten kann begründet davon ausgegangen werden, dass im 
räumlichen Zusammenhang Ausweichmöglichkeiten für die betroffenen Vorkommen verfügbar sind 
und somit die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang nach § 44 Abs. 5 BNatSchG 
erhalten bleibt (vgl. MUNLV 2010).   

Planungsrelevante Vogelarten  

Potentiell relevant ist der Eingriff für die Vogelarten der Hecken, Gebüsche und des Halboffenlandes. 
Diese Arten können aufgrund der Biotopausstattung vorkommen und sind hier besonders zu 
betrachten, da Bruten dieser Arten in den Gehölzen des Planungsraumes sehr wahrscheinlich sind. 
Da die Arten in vergleichbaren Lebensräumen vorkommen, werden sie in einer gruppenbezogenen 
Beurteilung zusammengefasst und die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände werden im 
Folgenden gemeinsam betrachtet und bewertet: 
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Vogelarten der Hecken, Gebüsche und des Halboffenlandes: 

Bluthänfling (Carduelis cannabina), Girlitz (Serinus serinus), Turteltaube (Streptopelia turtur) 

Bestandsdarstellung 

Kurzbeschreibung Autökologie/Verbreitung in Nordrhein-Westfalen:  

Bluthänfling:   

Als typische Vogelart der ländlichen Gebiete bevorzugt der Bluthänfling offene mit Hecken, 
Sträuchern oder jungen Koniferen bewachsene Flächen und einer samentragenden Krautschicht. In 
NRW sind dies z.B. heckenreiche Agrarlandschaften, Heide-, Ödland- und Ruderalflächen. Seit der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts aber hat sich die Präferenz auch in die Richtung urbaner 
Lebensräume, wie Gärten, Parkanlagen und Friedhöfe verschoben. Der bevorzugte Neststandort 
befindet sich in dichten Büschen und Hecken. Das Brutgeschäft im Rahmen einer gewöhnlich 
monogamen Saisonehe beginnt frühestens ab Anfang April, Hauptzeit ist die erste bzw. zweite 
Maihälfte, das letzte Gelege wird in der ersten Augustdekade begonnen. 

Das nahezu flächendeckende Verbreitungsgebiet des Bluthänflings in NRW zeigt unterschiedliche, 
aber nicht mit der Höhenlage korrelierende Siedlungsdichten. Die meisten Mittelgebirgsregionen 
sind mit Ausnahme der Eifel spärlicher besiedelt. Hohe Bestände treten lokal an verschiedenen 
Stellen auf. Der Gesamtbestand wird auf 11000 bis 20000 Reviere geschätzt (LANUV 2014). 

Girlitz:   

Der Girlitz bevorzugt halboffene, mosaikartig gegliederte Landschaften mit lockerem Baumbestand, 
Gebüschgruppen und Flächen mit niedriger Vegetation, vielfach in der Nähe dörflicher Siedlungen, 
Gärten, Parks und Friedhöfe. Das Nest befindet sich in Sträuchern, auf Bäumen und in 
Rankpflanzen, bevorzugt in Obstbäumen und Nadelbäumen (SÜDBECK et al. 2005). Das Brutgeschäft 
beginnt ab Mitte/Ende April bis Ende Mai, die Zweitbrut Ende Juni bis Mitte Juli. Der 
Gesamtbestand in NRW wird auf 5500 bis 10000 Reviere geschätzt (LANUV 2014). 

Turteltaube:   

Als ursprünglicher Bewohner von Steppen- und Waldsteppen bevorzugt die Turteltaube offene bis 
halboffene Parklandschaften mit einem Wechsel aus Agrarflächen und Gehölzen. Zur 
Nahrungsaufnahme werden Ackerflächen, Grünländer und schütter bewachsene Ackerbrachen 
aufgesucht. Im Siedlungsbereich kommt die Turteltaube eher selten vor, dann werden verwilderte 
Gärten, größere Obstgärten, Parkanlagen oder Friedhöfe besiedelt. Die Brutplätze liegen meist in 
Feldgehölzen, baumreichen Hecken und Gebüschen, an Gebüsch reichen Waldrändern oder in 
lichten Laub- und Mischwäldern. Das Nest wird in Sträuchern oder Bäumen in 1 bis 5 m Höhe 
angelegt. Das Brutgeschäft beginnt frühestens ab Mitte Mai, bis Juli sind alle Jungen flügge. Der 
Gesamtbestand wird auf weniger als 2.000 Brutpaare geschätzt (LANUV 2015). 

Vorkommen im Untersuchungsgebiet 

 nachgewiesen  potenziell möglich 

Ein potentielles Vorkommen bzw. die Existenz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten o.g. Arten ist 
für die wegbegleitenden Strauch- und Baumhecken sowie die Einzelbäume wahrscheinlich.  

Erhaltungszustand der lokalen Population: 

Bluthänfling:  unbekannt; RL NRW: 3/V (Brutvögel)/(wandernde Vogelarten); 
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Girlitz:             unbekannt; RL NRW: 2/3 (Brutvögel)/(wandernde Vogelarten); 

Turteltaube:  ungünstig bzw. unzureichend, sich verschlechternd  
                         RL NRW: 2/2 (Brutvögel)/(wandernde Vogelarten) 

Darlegung der Betroffenheit der Arten 

Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen sowie vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

 Vermeidungsmaßnahmen 

       V1 Baufeldfreimachung mit Rodung aller Gehölze vor der Brutsaison der Arten. 

 Vermeidungsmaßnahmen 

       V2 maximaler Erhalt der randlichen Gehölzstrukturen. 

 vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

Prognose und Bewertung der Tötungstatbestände gem. § 44 Abs. 1, Nr. 1 (i. V. m. Abs. 5) 
BNatSchG:  

Anlage- oder baubedingte Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen  
(§ 44 Abs. 1, Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 Satz 2 BNatSchG): 

 Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsphasen mit signifikant negativer Auswirkung auf die 
        lokale Population.  

 ökologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Fortpflanzungs-oder Ruhestätte wird im  
        räumlichen Zusammenhang gewahrt. 

Betriebsbedingte Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen (§ 44 Abs. 1, Nr. 1 BNatSchG) 

 Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsphase mit signifikant negativer Auswirkung auf die 
        lokale Population. 

 vereinzelte Tötung von Tieren oder ihrer Entwicklungsphasen führen nicht zu einer signifikant  
       negativen Auswirkung auf die lokale Population. 

Bau- und anlagebedingte Tötungen können durch eine vollständige Beseitigung aller Gehölze im 
Baufeld (d. h. aller Strukturen, in denen die Arten einen Nistplatz finden können) in den 
Wintermonaten vor Beginn der Brutsaison vermieden werden. (Vermeidungsmaßnahme V1).  

Betriebsbedingte Tötungen können durch Vogelschlag an großflächigen Glaselementen an 
Gebäuden ausgelöst werden, die allerdings durch einfache Maßnahmen minimiert werden können. 
Das Risiko wird bei Wohngebäuden als gering angesehen, bzw. ist dem normalen Lebensrisiko 
zuzuordnen.  

Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs. 1, Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG: Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten, ökologische Funktion 
        wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt. 

 ökologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte wird im 
        räumlichen Zusammenhang gewahrt. 

Während der Bauphase kann es zu Störungen und somit zu Vertreibungseffekten durch Baulärm 
und schwere Maschinen in der Brutzeit der Vögel kommen. Es handelt sich hier um eine einmalige 
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Störung. Die Festsetzung zum maximalen Erhalt der  Gehölzstrukturen in beiden B-Plänen und die 
notwendige Beseitigung verbleibender Gehölze außerhalb der Vogelbrutzeit minimieren den 
Eingriff. Im Umfeld des B-Plangebietes finden sich zudem vergleichbare Habitatstrukturen für diese 
Arten in Form von Gärten, Baumhecken, Feldgehölzen, Waldrändern usw., in denen die betroffenen 
Individuen leicht Ausweichbrutplätze finden und Nester bauen können. 

Prognose und Bewertung der Störungstatbestände gem. § 44 Abs. 1, Nr. 2 BNatSchG:  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

 Die Störung führt zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population. 

Die mit den Baumaßnahmen verbundenen baubedingten Störungen sind zeitlich begrenzt; sie 
erreichen nicht eine solche Intensität, dass etwaige lokale Populationen der aufgeführten 
Vogelarten mit Verbreitungsschwerpunkten in Hecken und Gebüschen erheblich gestört werden 
bzw. sich deren Erhaltungszustände verschlechtern. Das Gebiet war bereits vorher leichten 
Störungen durch landwirtschaftliche Nutzung, Naherholung und die Wohnbebauung ausgesetzt. 
Anlage- und betriebsbedingte relevante Störungen von Brutplätzen sind aufgrund der Vorbelastung 
insgesamt daher nicht zu erwarten, da es sich lediglich um eine Erweiterung der Wohnbebauung an 
bereits vorhandene Wohngebiete handelt. Die Verkehrsdichte durch Anwohner wird sich 
geringfügig erhöhen, die erlaubte Höchstgeschwindigkeit auf den Zuwegungen bleibt gleich. Alle 
drei Arten meiden die dörfliche Siedlungsfläche nicht, tolerieren somit menschliche Anwesenheit 
und Aktivitäten und sind daher als wenig störungsempfindlich einzustufen.  

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 

 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit)  

 treffen nicht zu unter Berücksichtigung folgender Maßnahmen: V1 und V2  

       (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

  

7. Zusammenfassung und Fazit  

Aufgrund der Nachfrage nach Baugebieten für Wohnbebauung soll die 1. Änderung Bebauungsplan 
Nr. 25 „Auf Schieferstein“ mit 4,1 ha in der Gemeinde Dahlem realisiert werden.  

Da im Zusammenhang mit der Umsetzung der Bebauungsplans „Auf Schieferstein“ der Gemeinde 
Dahlem eine Betroffenheit von artenschutzrechtlich relevanter Arten nicht von vorne herein 
auszuschließen war, wurde eine gezielte Bestandserfassung der nach § 44 Abs. 1 ff. geschützten 
Reptilienarten durchgeführt mit dem Ziel, eine ggf. vorhandene Betroffenheit zu ermitteln. Für 
planungsrelevante Arten anderer Tiergruppen wurde die MTB-Meldeblatt 5605/1 des LANUV (2019) 
ausgewertet und eine ggf. vorhandene Betroffenheit anhand der Lebensräume und deren Strukturen 
ermittelt. Da keine aktuellen Daten vorlagen, ist hier von einen „Worst case Szenario“ ausgegangen 
worden. Die nun vorliegende artenschutzrechtliche Konfliktanalyse kommt zu folgendem Ergebnis:   
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Im Plangebiet und seiner Umgebung kommen mindestens sechs Fledermausarten als Arten nach 
Anhang IV der FFH-Richtlinie vor, die hier allerdings keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
aufsuchen, sondern die vorhandenen Randstrukturen als Flugkorridore und zur Nahrungssuche 
nutzen. Da diese Randstrukturen vorhabenbedingt weitgehend erhalten bleiben und teilweise ersetzt 
werden, entstehen für Fledermäuse keine artenschutzrechtlichen Konflikte.   

Weitere Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie kommen im Vorhabengebiet und seiner Umgebung 
nicht vor.   

Im Plangebiet sind weiterhin Brutvorkommen verschiedener nicht planungsrelevanter Brutvogelarten 
anzunehmen. Bei diesen Arten treten im Regelfall keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG ein, so auch im vorliegenden Fall, da für evtl. von Lebensraumverlusten betroffene 
einzelne Vorkommen dieser Vogelarten Ausweichmöglichkeiten in der Umgebung vorhanden sind 
und das Vorhaben lediglich mit räumlich begrenzten Störwirkungen verbunden ist. Das Verbot 
eingriffsbedingter Tötungen des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG gilt allerdings auch für die nicht 
planungsrelevanten Arten, somit sind Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefährdung der Individuen 
und Entwicklungsstadien erforderlich. Die nicht planungsrelevanten Vogelarten profitieren in 
gleichem Maße von den Vermeidungsmaßnahmen (V1-V2) wie ihre planungsrelevanten Verwandten, 
denn hier sind Vögel des Siedlungsraumes und dessen Randlangen, des Offen- und Halboffenlandes 
sowie der Hecken betroffen, bei denen angenommen werden kann, dass diese Arten ebenfalls in den 
Gehölzen brüten.  

Von den im Betrachtungsraum vorkommenden planungsrelevanten Vogelarten ist anzunehmen, dass 
die Arten Bluthänfling, Girlitz und Turteltaube im B-Plangebiet brüten.   

Unter Beachtung der in vorliegendem Gutachten vorgesehenen Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sowie der in der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Auf 
Schieferstein“ festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen ist nicht mit artenschutzrechtlich relevanten 
Beeinträchtigungen durch das Vorhaben zu rechnen. Die Artenschutzprüfung kommt somit zu dem 
Ergebnis, dass für die im Betrachtungsraum vorkommenden artenschutzrechtlich relevanten Arten 
unter Berücksichtigung vorgenannter Maßnahmen keine artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG eintreten.   
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9. Anhang - Relevanztabelle
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